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Neuabschluss des Verwaltervertrags

Das Leben belohnt den Mutigen

Verwalter V soll ab dem 1.1.2026 die Verwaltung der GdWE Geizgasse für 5 Jahre
übernehmen.

V gestaltet sein Vertragsangebot so, dass er bestmöglich gegen steigende Personal-
und Sachkosten, den Mehraufwand für die Wahrnehmung zusätzlicher Aufgaben 
durch aufwändige bauliche Maßnahmen sowie neue Gesetze und Verordnungen 
geschützt ist.

Als Beiratsvorsitzender B das Vertragsangebot erhält, meint dieser, dieses sei nicht
akzeptabel.
Er besitze noch andere Eigentumswohnungen, deren Verwalter nur eine All-Inclusive-
Vergütung ohne Zusatzvergütungen verlangten. 
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Die Rahmenbedingungen

● Regelmäßig steigende Personal- und Sachkosten, notwendige Investitionen in zukunftsfähige
Technik sowie eine nicht nachlassende Flut neuer Gesetze und Verordnungen erzeugen Mehr-
kosten, die durch eine Anpassung der Vergütung des Verwalters aufgefangen werden müssen. 

● Da dieser Mehraufwand aber grundsätzlich mit einer vereinbarten (pauschalen) Vergütung ab-
gegolten ist, muss der Verwalter durch eine entsprechende Gestaltung seines Verwaltervertrags 
Vorsorge treffen (AG Buxtehude, Urt. v. 13.10.2022 – 31 C 389/21, ZMR 2023, 75; AG Köln, Urt. v. 23.5.2022 – 215 C 8/22, 

ZMR 2022, 836).

● Entsprechende Vergütungsregelungen sind am Markt auch durchsetzbar.

● Der Konzentrationsprozess in der Verwalterbranche, die ständig steigenden Anforderungen an
die Verwaltungstätigkeit und Personalknappheit führen -langfristig- dazu, dass nicht nur kleine, 
sondern zunehmend auch größere, zumal problematische Gemeinschaften (z.B.: Sanierungs-
stau, rechtliche Auseinandersetzungen, Mehrhausanlagen, Bauträgerobjekte, fehlende Liquidität) 
händeringend nach einer Verwaltung suchen.
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Die richtige Vertragsgestaltung

● Tödlich sind Formulierungen im Verwaltervertrag, wonach mit der angegeben monatlichen
Vergütung die Kosten der üblichen Verwaltertätigkeit abgegolten sein sollen.

Dies stellt die Vereinbarung einer Pauschalvergütung dar, mit der sämtliche Tätigkeiten des 
Verwalters abgegolten sind.

● Dass daneben für besondere Tätigkeiten Zusatzvergütungen zu zahlen sein sollen, ist als 
intransparent und überraschend unwirksam (AG Buxtehude, Urt. v. 13.10.2022 – 31 C 389/21, ZMR 2023,

75; AG Köln, Urt. v. 23.5.2022 – 215 C 8/22, ZMR 2022, 836).

● Neu abzuschließende Verwalterverträge sollten daher zwingend eine klare und nachvoll-
ziehbare Trennung der Vergütung nach dem Baukastensystem in eine Grundvergütung, 
Zusatzvergütungen und Sondervergütungen vorsehen (BGH, Urt. v. 5.7.2019 – V ZR 278/17, ZMR 
2020, 206).
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Neuabschluss des Verwaltervertrags

Das gemachte Nest

Verwalter V lädt zur Eigentümerversammlung der von ihm seit 25 Jahren verwalteten
GdWE Treuweg ein.

Auf der Tagesordnung steht die „Wiederbestellung des Verwalters“.

V wird mit großer Mehrheit wiedergewählt und sein neuer Verwaltervertrag nach dem
Baukastenprinzip, der u.a. eine Erhöhung seiner Grundvergütung und etliche neue 
Zusatzvergütungen enthält, wird genehmigt.

Eigentümer Geizknochen erhebt Anfechtungsklage, da keine Vergleichsangebote 
eingeholt wurden.

Zudem habe V sich mittels des von ihm vorgelegten Vertrag eine Erhöhung seiner 
Vergütung um rd. 20% „erschlichen“.

5



Neuabschluss des Verwaltervertrags

● Bei der Wiederbestellung des amtierenden Verwalters müssen zwar grundsätzlich keine
Vergleichsangebote eingeholt werden; dies ist aber angezeigt, wenn Unzufriedenheit mit
der Arbeit des bisherigen Verwalters besteht, die Angemessenheit dessen Honorars zu 
prüfen ist oder der bisherige durch einen neu strukturierten Verwaltervertrag ersetzt wird 
(BGH, Urt. v. 24.1.2020 - V ZR 110/19, ZMR 2020, 671, LG Itzehoe, Urt. v. 16.6.2017 - 11 S 61/16, ZMR 2018, 259).

● Werden die vom bisherigen Verwalter angebotenen Leistungen von anderen Verwaltern 
günstiger angeboten, so sind auch im Falle der Wiederbestellung des Verwalters mindes-
tens zwei weitere Vergleichsangebote einzuholen (LG Dortmund, Urt. v. 14.6.2016 - 1 S 455/15, ZWE 2017, 

96).

● Das Wirtschaftlichkeitsgebot ist aber nicht schon alleine dadurch verletzt, dass die Ver-
gütung über den ortsüblichen Sätzen liegt.
Auch eine deutliche Überschreitung ist zulässig, wenn sie auf Sachgründen beruht, deren
Gewicht den Umfang der Überschreitung rechtfertigt, wie z.B.: Sanierungsstau, rechtliche 
Auseinandersetzungen, Mehrhausanlage, Bauträgerobjekt, fehlende Liquidität, etc. (BGH, Urt. 
v. 5.7.2019 - V ZR 278/17, ZMR 2020, 206).

6



Die Instanzgerichte sind zunehmend „auf Linie“

● Wenn die Vergütung des aktuellen Verwalters 5 Jahre nicht erhöht wurde, rechtfertigt eine
Erhöhung der Vergütung im Rahmen des Abschlusses eine Verwaltervertrags nach dem 
Baukastenprinzip um 20% vor dem Hintergrund der allgemeinen Preissteigerung und den 
zusätzlichen Aufgaben eines Verwalters nicht die Annahme, dass andere Verwalter ihre 
Leistungen spürbar günstiger anbieten würden.
Es bedarf nicht der Einholung von Vergleichsangeboten (LG Frankfurt/Main, Beschl. v. 22.8.2023 – 2-13 T 
56/23, ZMR 2024, 330 [Kleinanlage]; AG Düsseldorf, Urt. v. 30.7.2024 - 290a C 55/23, ZMR 2025, 67).

● Richtigerweise ist eine AGB-Kontrolle des Verwaltervertrags nicht im Rahmen einer An-
fechtungsklage gegen den Beschluss über die Annahme des Vertragsangebots des Ver-
walters, sondern erst bei der Anwendung des Vertrags, d.h. bei Auseinandersetzungen 
über die Berechtigung vereinnahmter Zusatzvergütungen vorzunehmen (BGH, Urt. v. 5.7.2019 –
V ZR 278/17, ZMR 2020, 206).

● Die Verwendung (möglicherweise) unwirksamer Klauseln führt auch nicht dazu, dass der 
Verwalter als ungeeignet für die Ausübung des von ihm übernommenen Amtes erscheint
und der Beschluss aus diesem Grund ordnungsgemäßer Verwaltung nicht entsprechen
würde (AG Essen, Urt. v. 25.6.2024 - 196 C 10/24 rkr.).
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Sicherung der Grundvergütung

Fünf Jahre fest?

Verwalter V ist der Wunsch-Kandidat des Beirats für die Übernahme der Verwaltung
der GdWE Geizgasse mit immerhin 250 Wohneinheiten.

Als V seine Preisvorstellungen äußert, meint der ihm ansonsten gewogene Beirats-
vorsitzende B: „Wenn wir Sie für fünf Jahre bestellen, dann versteht es sich doch von 
selbst, dass Ihr Honorar fünf Jahre fest bleibt.“

V handelt schließlich eine jährliche Erhöhung seiner Grundvergütung von 6 % aus.
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Sicherung der Grundvergütung

● Gerade bei länger laufenden Verträgen ist auf eine der allgemeinen Preissteigerung angepasste 
Erhöhung der Grundvergütung zu achten.

● Eine Indexierung scheitert beim Verwaltervertrag an § 1 Abs. 1 PrKG (OLG Köln, Beschl. v. 18.3.1994 –
19 U 215/93, NJW-RR 1995, 146).

● Eine automatische Preisanpassungsklausel scheitert an § 307 Abs. 1 BGB (LG Frankfurt/Main, Urt. 
v. 24.6.2021 – 2-13 S 35/20, ZMR 2021, 415).

● Vorzuziehen ist die Vereinbarung einer Staffelvergütung oder einer Spannungsklausel    
(ARS-Abramenko, WEG, 6. Aufl. 2025, § 26 Rn. 126).

9



Sicherung der Grundvergütung

● Staffelvergütungsklausel

Mit Wirkung ab dem __.__.____ bis zum Ablaufe des __.__.____ erhöht sich die unter § […] vereinbarte 
Grundvergütung für die Basisleistungen des Verwalters von […] € um […] € auf […] € netto zuzüglich der 
jeweils gültigen gesetzlichen Mehrwertsteuer (derzeit 19%) von […] € um […] € auf […] € brutto; usw.

● Spannungsklausel
Der Verwalter hat Anspruch auf Anpassung der unter § […] vereinbarten Grundvergütung für die Basis-
leistungen gem. § […] des Verwaltervertrags hinsichtlich deren Lohnanteils in dem Verhältnis, wie sich die 
Tariflöhne der Wohnungswirtschaft gegenüber dem Zeitpunkt des Vertragsschlusses bzw. dem Zeitpunkt der        
letzten Vergütungsanpassung gemäß dieser Regelung erhöhen, sofern die Steigerung jeweils 3% überschrei-
tet. Der Lohnanteil der Vergütung des Verwalters wird auf 75% der Basisvergütung festgelegt. 
Der Verwalter hat der Gemeinschaft die Tariflohnerhöhung durch Vorlage einer entsprechenden Tarif-
änderungsmitteilung nachzuweisen. Der Nachweis gegenüber den Mitgliedern des Verwaltungsbeirats
reicht dabei aus.
Die Erhöhung tritt ab dem Zeitpunkt der Tariflohnerhöhung in Kraft, wobei die GdWE durch Beschluss der 
Eigentümerversammlung die Vergütungserhöhung bestätigt.
Sinngemäß gilt dies für die GdWE im Falle einer Ermäßigung des Tariflohns. 
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Zusatzvergütungen bei Vertragsende

Nachgetreten

Eigentümer Q betreibt die Abwahl und Kündigung des Verwalters V, der mit gleicher 
Vertragslaufzeit bis 31.12.2026 bestellt ist.

Am 30.4.2025 wird die Kündigung und Abwahl des V mit sofortiger Wirkung beschlos-
sen, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt.

V verlangt von der GdWE Ersatz in Höhe der ihm entgangenen Grundvergütung für die 
Dauer von 6 Monaten abzüglich 20% ersparten Eigenaufwands, da er zeitgleich die Ver-
waltung einer anderen GdWE übernommen hat.

Als er zusätzlich die anteilige Bezahlung der von ihm bis 30.4.2025 erbrachten Leistun-
gen für die Betreuung einer noch nicht abgeschlossenen großen Erhaltungsmaßnahme 
verlangt, gibt es Streit.
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Der Anspruch auf Grundvergütung bei Abberufung des Verwalters

● Tödlich sind Formulierungen im Verwaltervertrag, wonach dessen Laufzeit an die Amts-
dauer geknüpft ist. In solchen Fällen ist nämlich von einer auflösenden Bedingung derge-
stalt auszuauszugehen, dass unmittelbar mit dem Ende der Bestellungsdauer auch der 
Verwaltervertrag endet (LG Frankfurt/Main, Beschl. v. 5.11.2018 – 2-13 S 111/18, ZMR 2019, 363).

● Dem Verwalter steht im Falle der Abwahl ohne wichtigen Grund gem. § 326 Abs. 2 BGB ein 
Anspruch auf Ersatz der ihm entgehenden Grundvergütung für 6 Monate unter Anrech-
nung (etwa) ersparten Eigenaufwands (Faustformel: 20-25% Abzug) gem. §§ 615 S. 2, 326 
Abs. 2 BGB zu.

● Die Regelung des § 26 Abs. 3 S. 2 WEG gilt zwar ausdrücklich nur für die Abwahl des Ver-
walters ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes.

● Zu berücksichtigen ist allerdings, dass der Verwalter auch bei einer (unberechtigten) Ab-
wahl aus wichtigem Grund Vergütungsansprüche nicht bis zum Ende der Vertragslaufzeit 
geltend machen kann, sondern ebenso nur für 6 Monate, denn die Abwahl des Verwalters
ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes kann jederzeit (und damit inzident) erklärt 
werden (Hügel/Elzer, WEG, 3. Aufl. 2021, § 26 Rn. 206).
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Die Grundvergütung auf dem AGB-Prüfstand

● Spätestens bei Auseinandersetzungen über die Berechtigung der verlangten Grundvergütung
wird die Wirksamkeit des Verwaltervertrags einer AGB-Kontrolle gem. §§ 305 ff. BGB unter-
zogen (BGH, Urt. v. 5.7.2019 - V ZR 278/17, ZMR 2020, 206).

● Regelungen im Verwaltervertrag, die das jederzeitige Abberufungsrecht der Eigentümer ein-
schränken, sind gem. § 26 Abs. 5 WEG unwirksam, insbesondere Regelungen, die

□ die Kündigung des Verwaltervertrags auf das Vorliegen eines wichtigen Grundes beschränken 
oder von Kündigungsfristen abhängig machen,

□ die auf eine Vertragsstrafe für den Fall der Kündigung hinauslaufen, wie Abstandzahlungen
oder Objektübernahmepauschalen,

□ „Treueprämien“, die eine anfangs erhöhte und den Fall der Nicht-Kündigung abgesenkte Ver-
gütung vorsehen.
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Zusatzvergütungen auf dem AGB-Prüfstand

● Zu beachten ist, dass AGB-rechtlich Zusatzvergütungen nicht für Leistungen verlangt werden
können, die maßgeblich dem eigenen Geschäftsbetrieb dienen und damit keinen Zusatznutzen
für die GdWE bedeuten:

□ Objektübernahme- und Eigentümerwechselpauschalen (Jennißen/Jennißen, WEG, 8. Aufl. 2024, § 26 Rn.    
172). 

● Zu beachten ist auch, dass die Höhe der Zusatzvergütung angemessen sein muss:

□ Verneint bei pauschaler Zusatzvergütung für Mahnungen unabhängig von der Forderungshöhe 
(Wenn der Gläubiger selbst mahnt, sind die Kosten regelmäßig mit nicht mehr als 2,50 Euro zu veranschlagen: Grüneberg, BGB, 
84. Aufl. 2025, § 286, Rn. 45). 

□ Verneint bei pauschaler Zusatzvergütung für die gerichtliche Geltendmachung von Hausgeld-
rückständen unabhängig von der Forderungshöhe (AG Bonn, Urt. v. 8.9.2023 - 210 C 14/23, ZMR 2023, 1018).

□ Bejaht bei einem Stundensatz von 110,00 € für Geschäftsführer / 75,00 € für Objektbetreuer zzgl.
MwSt. (LG Köln, Beschl. v. 12.11.2020 – 29 S 121/20, ZMR 2021, 1006).
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Zusatzvergütungen auf dem AGB-Prüfstand

● Dass eine Zusatzvergütung für Leistungen des Verwalters vereinbart wird, deren Ausführung ihm 
aufgrund des WEG, aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften oder Rechtsverordnungen zuge-
wiesen ist, ist dabei unbeachtlich, sofern es sich um Leistungen handelt, die einen über die 
regelmäßige laufende Verwaltungstätigkeit hinausgehenden Zeit- und Arbeitsaufwand erfordern: 

□ Vorbereitung und Durchführung größerer baulicher Maßnahmen (4% der Bruttobausumme / 2% bei der Ein-
schaltung von Sonderfachleuten zzgl. MwSt.: BGH, Urt. v. 11.6.2021 – V ZR 215/20, NZM 2021, 695; 3% der Bruttobausumme
zzgl. MwSt.: LG München I, Urt. v. 18.5.2022 - 1 S 124/21 WEG, ZMR 2022, 655).

□ Abwicklung von Versicherungsschäden (4% der Bruttoschadenssumme, wenn auch Sondereigentum betroffen ist,
sofern nicht der Versicherer die Regiekosten des Verwalters übernimmt: BGH, Urt. v. 11.6.2021 - V ZR 215/20, NZM 2021, 695).

□ Abhaltung zusätzlicher Versammlungen (BGH, Urt. v. 11.6.2021 - V ZR 215/20, ZMR 2021, 830, wenn objektiv er-
forderlich oder eigentümerseits gewünscht und nicht vom Verwalter verschuldet).

□ Durchführung des Zensus 2021 und Erstellung von Bescheinigung gem. § 35a EStG (AG Bonn, Urt.    
v. 3.6.2022 - 210 C 45/21, ZMR 2022, 741; AG Hannover, Urt. v. 4.3.2021 – 482 C 8084/20, ZMR 2021, 617; LG Düsseldorf, 
Beschl. v. 8.2.2008 - 19 T 489/07, ZMR 2008, 484 = 25,00 € pro Einheit). 
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Aufwandsbezogene Zusatzvergütungen bei Abberufung des Verwalters

● Sind aufwandsbezogene Zusatzvergütungen vereinbart, kann der Verwalter ungeachtet der 
Frage, ob die wahrgenommene Aufgabe vollständig abgewickelt ist oder nicht, seinen bis dahin 
angefallenen Aufwand anteilig geltend machen.

● Eine Anspruchskürzung findet nicht statt, da es sich um einen schon entstandenen 
Vergütungsanspruch handelt (Jennißen/Jennißen, WEG, 8. Aufl. 2024, § 26 Rn. 244). 
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Zusatzvergütungen für neue Verwalterpflichten

Spiel und Spaß im Grundbuchamt

Die Gemeinschaftsordnung der GdWE Wechselgasse enthält eine Öffnungsklausel, auf 
deren Grundlage in der Vergangenheit die verschiedensten Beschlüsse gefasst wur-
den.

V müsste daher sämtliche Protokolle der Vergangenheit, also seit 1974, daraufhin 
überprüfen, ob diese Beschlüsse nicht in das Grundbuch eingetragen werden müssen.

Selbst wenn die Prüfung ergibt, dass eintragungspflichtige Beschlüsse vorliegen, 
werden die Protokolle entweder nicht mehr im Original vorliegen und selbst wenn, 
wird eine nachträgliche Unterschriftenbeglaubigung nicht möglich sein.

V setzt die Wiederholung eintragungspflichtiger Beschlüsse auf die Tagesordnung
der nächsten Versammlung.
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Grundbucheintragungspflicht für besondere Beschlüsse und Vereinbarungen

● Auf der Grundlage vereinbarter Öffnungsklauseln gefasste Beschlüsse sind ab dem 1.12.2020
zur Bindung von Sondernachfolgern in das Grundbuch einzutragen.

● Dies gilt ebenso für alle solchen vor dem 1.12.2020 (seit Bestehen der GdWE) gefassten Be-
schlüsse sowie für die explizite Eintragung einer vereinbarten Erwerberhaftung mit einer Über-
gangsfrist bis zum Ablaufe des 31.12.2025, ferner für die explizite Eintragung der Zustimmungs-
pflichtigkeit der Veräußerung des Wohnungseigentums (§§ 7 Abs. 3 S. 2, 10 Abs. 3 S. 1, 48 Abs. 1 u. 3 WEG).

● Den Eintragungsantrag stellt die GdWE, wofür das jeweilige Beschluss- und das Bestellungsproto-
koll des Verwalters mit den öffentlich beglaubigten Unterschriften der Protokollunterzeichner 
vorzulegen sind (§§ 7 Abs. 2, 24 Abs. 6 S. 2, 26 Abs. 4 WEG).

● Da dies regelmäßig nicht möglich ist, hat jeder Eigentümer einen Anspruch auf Wiederholung der
Beschlüsse bis zum Ablaufe des 31.12.2025 (§ 48 Abs. 1 S. 3 WEG; ARS/Riecke, WEG, 6. Aufl. § 48 Rn. 25).

● Der Verwalter hat eintragungspflichtige Beschlüsse sowie Haftungsklauseln zu ermitteln, hierüber 
zu informieren, eine Entscheidung der GdWE herbeizuführen, ob die fristgerechte Eintragung, ge-
gebenenfalls durch Beschlusswiederholung, erfolgen oder die Regelung in Fortfall geraten soll. 
Erforderliche Beglaubigungen und Eintragungsanträge sind zu bewirken (Hügel/Elzer, WEG, 4. Aufl. 

2025, § 27 Rn. 188 f.).
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Anweisungsbeschluss
1.

Die Eigentümerversammlung beschließt, die Verwaltung anzuweisen und zu ermächtigen, namens und auf Kosten der GdWE

a) zu prüfen, ob und welche Beschlüsse auf der Grundlage einer vereinbarten Öffnungsklausel i.S.d. gem. § 10 Abs. 3 S. 1 WEG gefasst 
wurden, die zur Sicherstellung einer Bindung von Sondernachfolgern umgehend oder bis spätestens zum 31.12.2025 in das Grundbuch 
einzutragen sind, für die zur Grundbucheintragung notwendige öffentliche Beglaubigung der Unterschriften der Unterzeichner der vor-
zulegenden Versammlungsniederschriften zu sorgen und -vorbehaltlich der Regelungen zu Buchst. b) bis e)- die Eintragung in das    
Grundbuch zu bewirken, 

b) weiter zu prüfen, ob und für welche Beschlüsse, die i.S.d. Buchst. a) gefasst wurden, die Möglichkeit besteht, diese auf der Grundlage 
einer bestehenden gesetzlichen Öffnungsklausel vorsorglich bestätigend erneut zu fassen und eine solche Zweitbeschlussfassung zum 
Gegenstand einer (wegen Dringlichkeit auch außerordentlich abzuhaltenden) Eigentümerversammlung zu machen [u.a.: Bestimmung von 
Kostenverteilerschlüsseln/Regelungen zur Erfüllung/Fälligkeit von Beitragszahlungsforderungen].

c) weiter zu prüfen, ob und für welche Beschlüsse i.S.d. Buchst. a) eine vorsorgliche bestätigende erneute Beschlussfassung angezeigt ist, 
eine solche Zweitbeschlussfassung zum Gegenstand einer (wegen Dringlichkeit auch außerordentlich abzuhaltenden) Eigentümerver-
versammlung zu machen sowie deren Eintragung in das Grundbuch zu bewirken [u.a.: Änderungen vereinbarter Hausordnung/Ge-
brauchs- und Nutzungsregelungen],

d) zu prüfen, ob eine Veräußerungszustimmung i.S.d. § 12 WEG vereinbart ist sowie durch Grundbucheinsicht zu prüfen, ob diese gem. § 7 
Abs. 3 S. 2 WEG explizit im Grundbuch eintragen wurde, widrigenfalls die ausdrückliche Grundbucheintragung zu bewirken,

e) zu prüfen, ob eine Haftung des Erwerbers für Zahlungsrückstände des Veräußerers vereinbart ist und in diesem Fall deren ausdrückliche 
Grundbucheintragung bis spätestens zum Ablaufe des 31.12.2025 zu bewirken,

f) Einsicht in das Grundbuch zu nehmen sowie zur Bewirkung notwendiger Grundbucheintragungen im o.g. Sinne für die zur Grundbuch-
eintragung notwendige öffentliche Beglaubigung der Unterschriften der Unterzeichner der vorzulegenden Versammlungsniederschriften 
zu sorgen.
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Zusatzvergütung des Verwalters
2.

Der Verwalter erhält für den besonderen Zeit- und Arbeitsaufwand zur Erfüllung der zu Ziff. 1. genannten Tätig-
keiten, insbesondere zur Erfüllung/Prüfung der Vorschriften der §§ 10 Abs. 3 S. 1, 48 Abs. 1 WEG, u.a. für die Prü-
fung der Notwendigkeit der Grundbucheintragung auf der Grundlage rechtsgeschäftlich vereinbarter Öffnungs-
klauseln gefasster Beschlüsse, für die Information der Wohnungseigentümer hierüber, für die Vorbereitung gege-
benenfalls erneut zu fassender Beschlüsse, sowie für die notwendige Bewirkung der Grundbucheintragung solcher 
Beschlüsse nebst der Bewirkung der öffentlichen Beglaubigung der Unterschriften von Protokollunterzeichnern i.S.d. 
§ 24 Abs. 6 WEG, eine Vergütung nach Zeitaufwand gem. den in Anlage 4 vereinbarten Vergütungssätzen zzgl. 
Kopier- und Portoauslagen [alternativ: ein pauschaliertes Entgelt p.a. i.H.v. ___ EUR brutto] nebst Erstattung der 
hierfür notwendigen weiteren Auslagen (Notar- und Grundbuchkosten).

Dies gilt entsprechend für den besonderen Zeit- und Arbeitsaufwand zur Erfüllung der Vorschriften der §§ 7 Abs. 3 S. 
2, 48 Abs. 3 WEG, u.a. für die Prüfung, ob eine Veräußerungszustimmung i.S.d. § 12 WEG und/oder eine Haftung 
von Sondernachfolgern für Geldschulden vereinbart ist und ggfls. deren ausdrückliche Grundbucheintragung zu 
bewirken ist, sowie für deren Bewirkung nebst der Bewirkung der öffentlichen Beglaubigung der Unterschriften von 
Protokollunterzeichnern i.S.d. § 24 Abs. 6 WEG.
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Zusatzvergütungen für neue Verwalterpflichten

Digital Natives

Die Eigentümerversammlung der GdWE Atari-Weg beschließt am 3.2.2025, dass ab 
sofort für die Dauer von 3 Jahren virtuelle Eigentümerversammlungen abgehalten 
werden.

Verwalter V, eher technikfern, ahnt Übles.
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Virtuelle Eigentümerversammlungen

● Gem. § 23 Abs. 1a WEG kann die Abhaltung virtueller Eigentümerversammlungen durch qualifi-
zierten Mehrheitsbeschluss gestattet werden.

● Die Abhaltung virtueller Versammlungen bedeutet einen nicht unerheblichen Mehraufwand für
den Verwalter.
Die erforderliche Hard- bzw. Software muss in den Geschäftsbetrieb integriert und Mitarbeiter
geschult werden.
Zur Einladung müssen Zugangscodes generiert werden.
Mit der Einladung müssen die Eigentümer über die Besonderheiten der Vorlage von Vertretungs-
vollmachten informiert und diese beachtet werden.
Zudem dürfte ein einzelner Versammlungsleiter mit der technischen Abwicklung und Koordination
der virtuellen Versammlungsabläufe überfordert sein, so dass mindestens ein zusätzlicher Mit-
arbeiter hiermit betraut werden muss.
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Sicherung der Zusatzvergütung

● Zusatzvergütungsklausel zur Vorbereitung und Abhaltung hybrider/virtueller Versammlungen

Der Verwalter erhält:

für den besonderen zusätzlichen Aufwand für die Vorbereitung und Durchführung von hybrid oder virtuell abzuhal-
tenden Eigentümerversammlungen eine Zusatzvergütung i.H.v. […] € brutto pauschal pro Eigentümerversammlung 
/ eine Zusatzvergütung i.H.v. […] € brutto pro Zeitstunde bei minutengenauer Abrechnung für bis zu zwei weitere
neben dem Versammlungsleiter an der hybriden/virtuellen Versammlung teilnehmende Mitarbeiter der Verwaltung, 
wobei dies nur für eigentümerseits veranlasste und/oder objektiv erforderliche hybride/virtuelle Eigentümerver-
sammlungen gilt, die nicht infolge einer schuldhaften Pflichtverletzung des Verwalters erforderlich werden.
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Zusatzvergütungen für neue Verwalterpflichten

Digital Natives II

Die GdWE Lockerstieg will über die Abhaltung virtueller Eigentümerversammlungen 
beschließen.

Eigentümer Pingel, von Beruf Datenschutzbeauftragter, weist V auf seine besonderen
Pflichten in Bezug auf Datenschutz- und Datensicherheit hin.

V möchte sich damit im Zusammenhang stehenden Aufwand gesondert vergüten
lassen. 
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Zusatzvergütung für Datenschutz und Datensicherheit der GdWE

● Bei der Durchführung virtueller (ebenso hybrider) Versammlungen sind die Vorschriften der
DSGVO / des BDSG zu beachten, da eine Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt.

● Streitig ist, ob sich der Verwalter den zur Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen
zu betreibenden Aufwand gesondert vergüten lassen darf.

□ Teilweise wird davon ausgegangen, dass der für die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorgaben
zu betreibende Aufwand des Verwalters (zumal, wenn überwiegend eigentümerseits veranlasst), 
eine Zusatzvergütungen rechtfertigt (AG Mannheim, Urt. v. 11.9.2019 – 5 C 1733/19, ZMR 2020, 63; Jennißen/
Jennißen, WEG, 8. Aufl. 2024, § 26 Rn. 173).

□ Dies wird mit der (zweifelhaften) Begründung bestritten, dass es sich bei der Beachtung der Vor-
gaben der DSGVO nicht um eine behördlich angeordnete, sondern um eine gesetzliche Pflicht    
handele (AG München, Urt. v. 7.6.2023  – 1292 C 17051/22 WEG, ZMR 2023, 834).

In diesem Zusammenhang stellt sich eher die Frage, ob eine Zusatzvergütung nicht daran scheitern kann, dass die Einhaltung
des Datenschutzes im Geschäftsbetrieb des Verwalters stattfindet.
Dagegen spricht aber die gemeinsame Verantwortlichkeit von Verwalter und GdWE, deren Daten aufgrund deren Veranlassung
verarbeitet werden.
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Sicherung der Zusatzvergütung

● Zusatzvergütungsklausel zur Einhaltung des Datenschutzes und der Datensicherheit

Der Verwalter erhält:

für den besonderen zusätzlichen Aufwand für die Einhaltung der Vorschriften der DSGVO und des BDSG (Daten-
schutz und Datensicherheit), insbesondere für die Wahrnehmung der Pflichten im Rahmen der gemeinsamen 
Verantwortlichkeit i.S.d. Art. 26 DSGVO sowie im Zusammenhang mit der Durchführung hybrid oder virtuell 
abzuhaltender Eigentümerversammlungen eine Zusatzvergütung i.H.v. […] € brutto pauschal p.a.; dies gilt nicht, 
wenn besondere datenschutz- und datensicherheitstechnische Maßnahmen ausschließlich durch oder nur für den 
Geschäftsbetrieb des Verwalters veranlasst oder erforderlich werden sowie für den Fall, dass die o.g. Maßnahmen 
infolge einer schuldhaften Pflichtverletzung des Verwalters erforderlich werden.

Hinweis:
Man denke nur an den irrsinnigen Zeit- und Arbeitsaufwand zur Erfüllung eines Auskunftsbegehrens gem.  Art. 15 
DSGVO.
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Zusatzvergütungen für neue Verwalterpflichten

Sonnenanbeter

Eigentümer Sonnig möchte ein Steckersolargerät im Bereich des seiner Wohnung zu-
geordneten Balkons installieren.

Da das Gerät schon bald geliefert wird und zur nächsten Versammlung bereits ein-
geladen ist, fordert er Verwalter V auf, die Tagesordnung um seinen Antrag auf Ge-
stattung der baulichen Veränderung aufzunehmen.

Da noch ausreichend Zeit ist, will V gerne die Tagesordnung ergänzen und bittet S, 
ihm die erforderlichen Unterlagen einzureichen.
Die Versammlung gestattet die Maßnahme unter Auflagen und Bedingungen, deren
Einhaltung von V zu prüfen ist.
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Steckersolargeräte als privilegierte bauliche Veränderung

● Gem. § 20 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 WEG besteht ein grundsätzlicher Rechtsanspruch des einzelnen 
Eigentümers auf Gestattung eines Steckersolargeräts.

● Jeder Wohnungseigentümer hat einen Anspruch darauf, dass von ihm gewünschte Beschluss-
anträge in die Tagesordnung aufgenommen bzw. die einer bereits einberufenen Versammlung 
ergänzt wird, sofern es für dessen Behandlung einen sachlichen Grund gibt (der sich schon aus
dem Wunsch des antragstellenden Eigentümers ergibt) und die Ladungsfrist eingehalten werden
kann (LG Hamburg, Beschl. v. 13.7.2022 - 318 T 16/22, ZMR 2023, 69).

● Der Beschluss über die Gestattung auch einer privilegierten baulichen Veränderung widerspricht 
regelmäßig den Grundsätzen ordnungsmäßiger Verwaltung, wenn nicht durch Auflagen und 
Bedingungen sichergestellt wird, dass keine Nachteile entstehen; insbesondere, wenn tech-
nische Regelwerke einzuhalten sind (LG Frankfurt/Main, Urt. v. 6.6.2024 – 2-13 S 48/23, ZMR 2024, 772).

● Zwar hat der Antragsteller die Informationen bereit zu stellen, der Verwalter muss diese aber auf 
Tauglichkeit prüfen, auf eine sachgerechte Beschlussfassung hinwirken und die Erfüllung be-
schlossener Auflagen kontrollieren.
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Sicherung der Zusatzvergütung

● Zusatzvergütungsklausel zur Ergänzung der Tagesordnung

Der Verwalter erhält

für den besonderen Zeit- und Arbeitsaufwand zur Ergänzung der Tagesordnung einer bereits einberufenen   
Eigentümerversammlung eine Vergütung nach Zeitaufwand gem. den in […] vereinbarten Vergütungssätzen 
[alternativ: ein pauschaliertes Entgelt p.a. i.H.v. ___ EUR brutto], zzgl. Kopier- und Portoauslagen, wobei 
dies nur für eigentümerseits veranlasste und/oder objektiv notwendige Ergänzungen der Tagesordnung gilt, 
die nicht infolge einer schuldhaften Pflichtverletzung des Verwalters erforderlich werden.

(zustimmend: AG Bonn, Urt. v. 3.6.2022 – 210 C 45/21, ZMR 2022, 741) 
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Sicherung der Zusatzvergütung

● Zusatzvergütungsklausel zur Abwicklung baulicher Veränderungen im Individualinteresse

Der Verwalter erhält

für den besonderen Zeit- und Arbeitsaufwand im Zusammenhang mit der Vorbereitung der Beschluss-
fassung zu sowie der Abwicklung durch Beschluss gestatteter baulicher Veränderungen des Gemein-
schaftseigentums im Individualinteresse (§ 20 Abs. 1 Alt. 2 WEG), insbesondere für die Prüfung vor einer 
Beschlussfassung einzureichender/eingereichter Informationen/Unterlagen, für die Formulierung einer 
sachgerechten Beschlussfassung sowie für die Überwachung der Erfüllung beschlossener Bedingungen / 
Auflagen eine Vergütung nach Zeitaufwand gem. den in […] vereinbarten Vergütungssätzen [alternativ: ein 
pauschaliertes Entgelt p.a. / pro Einzelfall i.H.v. ___ EUR brutto], zzgl. Kopier- und Portoauslagen, wobei 
dies nur für eigentümerseits / seitens der GdWE veranlasste und/oder objektiv notwendige Tätigkeiten gilt, 
die nicht infolge einer schuldhaften Pflichtverletzung des Verwalters erforderlich werden.
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Sicherung der Zusatzvergütung

● Beschluss über die Umlage der Kosten für Zusatzvergütungen des Verwalters

Die Eigentümerversammlung beschließt, dass, soweit dem Verwalter gegenüber der GdWE gemäß dem mit    
diesem geschlossenen Verwaltervertrag vom [...] nach den dortigen Bestimmungen unter [...] i.V.m. den als 
Anlage zu diesem Vertrag genommenen Vergütungsverzeichnissen […] für die dort benannten Zusatz-/Son-
derleistungen entsprechende Zusatz- bzw. Sondervergütungen nebst Aufwendungsersatzansprüchen zu-
stehen (eine Kopie des Verwaltervertrags vom [...] wird als Anlage zum Protokoll genommen), die hier-
durch der GdWE entstehenden Kosten unter Freistellung der übrigen Sondereigentumseinheiten nur der-
jenigen Sondereigentumseinheit im Rahmen der Jahresabrechnung belastet werden, in Ansehung derer bzw. 

deren Eigentümer(s) die vorgenannten Zusatz-Basisleistungen und/oder Sonderleistungen des Verwalters er-
bracht und/oder durch welche bzw. deren Eigentümer diese zurechenbar veranlasst und/oder verursacht 
wurden. 
Ausgenommen sind Zusatz- bzw. Sondervergütungen nebst Auslagenersatzansprüchen des Verwalters, die 
für gerichtliche Verfahren entstehen, welche von der GdWE gegen Wohnungseigentümer oder von diesen 
gegen die GdWE geführt werden (insbes. Beschlussklagen i.S.d. § 44 WEG).
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Zusatzvergütungen für neue Verwalterpflichten

Habeck lässt grüßen

Die Einheiten der GdWE Unglückswurm werden mittels Gasetagengeräten beheizt.

Die GdWE beschließt, eine den Vorgaben des § 71 Abs. 1 GEG entsprechende Zentral-
heizung einzubauen und die einzelnen Nutzeinheiten an diese anzuschließen.

Verwalter V schwant Übles.
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Erfüllung der Vorgaben des GEG zum klimaneutralen Betrieb von Heizungsanlagen

● Gem. § 71 Abs.1 GEG sind „havarierte“ Heizungsanlagen (nach Ablauf der Übergangsfristen und
unter Beachtung der Ausnahmeregelungen) durch solche zu ersetzen, die mindestens 65% der
durch sie bereitgestellten Wärme mit erneuerbaren Energien […] erzeugen.

● Gem. §§ 71l, 71n GEG gilt, dass in einem Gebäude, in dem mindestens eine Etagenheizung be-
trieben wird, die o.g. Anforderungen nach fünf Jahren ab dem Zeitpunkt anzuwenden, zu dem die 
erste Etagenheizung oder zentrale Heizungsanlage ausgetauscht und eine andere Heizungsan-
lage zum Zweck der Inbetriebnahme in dem Gebäude eingebaut oder aufgestellt wurde.
Wohnungseigentümer haben innerhalb der 5-Jahres-Frist über die Erfüllung der Anforderungen 
des § 71 Abs. 1 GEG zu beschließen. Der Verwalter hat jährlich über den Stand der Planungen 
zu berichten.

● Entscheidet sich die GdWE für eine Voll-, Teil- oder Mehrzentralisierung, bedeutet dies neben 
dem ohnehin für größere bauliche Maßnahme zu betreibenden Aufwand des Verwalters eine
besondere Herausforderung mit Blick auf die regelmäßig gewünschte Förderung sowie die
Abwicklung der Maßnahme im Bereich des Sondereigentums.

33



Sicherung der Zusatzvergütung

● Zusatzvergütungsklausel für die Vorbereitung und Abwicklung größerer baulicher Maßnahmen 

Der Verwalter erhält

für die kaufmännische Betreuung und Abwicklung größerer Erhaltungsmaßnahmen sowie größerer bau-
licher Veränderungen am Gemeinschaftseigentum, die durch die GdWE durchgeführt werden (als größere 
Maßnahme gilt eine solche ab einem Auftragswert i.H.v. ___ EUR brutto im Einzelfall; wobei die Auf-
tragswerte sachlich/technisch zusammengehöriger Einzelmaßnahmen einer Gesamtmaßnahme addiert 
werden), eine Vergütung i.H.v. ___ % zzgl. jeweils gültiger gesetzlicher Mehrwertsteuer, derzeit 19%, der 
auf die jeweilige Maßnahme entfallenden Bruttokosten, zzgl. Kopier- und Portoauslagen.
Bei der Einschaltung von Architekten, Ingenieuren oder sonstigen Sonderfachleuten zur Betreuung und 
Abwicklung der o.g. baulichen Maßnahmen reduziert sich der o.g. Vergütungssatz um 50%.
Die Vergütung des Verwalters wird mit der Fertigstellung und Abnahme der o.g. Maßnahmen fällig; der 
Verwalter ist berechtigt, Vorschussrechnungen entsprechend dem Umfang seiner jeweiligen Leistungs-
erbringung zu stellen, die mit Rechnungsstellung fällig werden. 
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Sicherung der Zusatzvergütung

● Zusatzvergütungsklausel für die Erfüllung der Aufgaben gem. §§ 71l, 71n GEG

Der Verwalter erhält

1.

zusätzlich zu der unter Ziff. […] vereinbarten Vergütung für die Vorbereitung und Abwicklung größerer Erhaltungs-
maßnahmen bzw. baulichen Veränderungen am gemeinschaftlichen Eigentum für den besonderen Zeit- und Arbeits-
aufwand für die Vorbereitung und die Abwicklung einer von der GdWE beschlossenen Voll-, Teil- oder Mehrzentrali-
sierung durch den Einbau einer zentralen Heizungsanlage zum Zwecke des Anschlusses bislang mittels Etagenhei-
zungen mit Heizwärme und/oder Warmwasser versorgter Nutzeinheiten, soweit diesbezüglich das jeweilige Sonder-
eigentum betroffen ist, eine Zusatzvergütung nach Zeitaufwand gem. den in Anlage 4 vereinbarten Vergütungssätzen 
[alternativ: eine pauschale Zusatzvergütung i.H.v. […] EUR pro Wohnungs-/Teileigentumseinheit] zzgl. jeweils gül-
tiger MwSt. sowie Ersatz seiner Kopier-, Telefon- und Portoauslagen.
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Sicherung der Zusatzvergütung

● Zusatzvergütungsklausel für Darlehens-/Fördermittelabwicklung / §§ 60a – 60c GEG

Der Verwalter erhält

2.

für den besonderen Zeit- und Arbeitsaufwand zur Vorbereitung, Führen von Verhandlungen und des Telefon- sowie 
Schriftverkehrs, den Abschluss sowie die buchhalterische Abwicklung von Bankdarlehen, die aufgrund Beschlusses 
der GdWE aufgenommen werden, eine Zusatzvergütung in Form eines pauschalierten Entgelts i.H.v. 1,5% der Brutto-
Darlehenssumme zzgl. jeweils gesetzlicher MwSt.; derzeit 19% MwSt. = 1,785% brutto.
Entsprechendes gilt für den besonderen Zeit- und Arbeitsaufwand zur Vorbereitung, Führen von Verhandlungen und 
des Telefon- sowie Schriftverkehrs, die Beantragung und Abwicklung bei der Inanspruchnahme öffentlicher oder 
privater Fördermittel.

3.

für den besonderen Zeit- und Arbeitsaufwand zur Einhaltung der Bestimmungen der §§ 60a, 60b und 60c GEG i.d.F. ab 
dem 1.1.2024 (Prüfung und Optimierung von Wärmepumpen sowie älterer Heizungsanlagen, hydraulischer Abgleich), 
soweit dies bezüglich das jeweilige Sondereigentum betroffen ist, eine Zusatzvergütung nach Zeitaufwand gem. den in 
Anlage 4 vereinbarten Vergütungssätzen [alternativ: eine pauschale Zusatzvergütung i.H.v. […] EUR pro Wohnungs-
/ Teileigentumseinheit] zzgl. jeweils gültiger MwSt. sowie Ersatz seiner Kopier-, Telefon- und Portoauslagen.
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Nachträgliche Vereinbarung von Zusatzvergütungen

Her mit der Kohle

Verwalter V stellt bei einer betriebswirtschaftlichen Rentabilitätskontrolle fest, dass
die von der GdWE Geizgasse gezahlte Vergütung mit Blick auf die in letzter Zeit ge-
stiegenen Anforderungen an die Verwaltung nicht mehr auskömmlich ist.

Auf Antrag des V beschließt die Eigentümerversammlung, ihm diverse Zusatzver-
gütungen zuzubilligen.

Eigentümer Sparsam erhebt Anfechtungsklage.

V verweist auf seinen Verwaltervertrag.
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Sicherung der Zusatzvergütung

Soweit nach Abschluss dieses Vertrages durch geänderte oder neu eingeführte Gesetze, Rechtsverordnungen, 
Satzungen, behördliche Anordnungen, Änderungen der höchstrichterlichen Rechtsprechung, aufgrund neu ein-
geführter oder geänderter anerkannter Regeln der Technik, durch Vereinbarungen oder Beschlüsse der Woh-
nungseigentümer, die durch den Verwalter umzusetzen sind, diesem ein nicht nur unerheblicher Arbeitsmehr-
aufwand entsteht, ist dieser berechtigt, hierfür eine angemessene zusätzliche Vergütung von der GdWE zu 
verlangen.

● Die Vereinbarung eines konkreten Zusatzhonorars scheitert am AGB-Recht.

● Aber immerhin besteht ein Rechtsanspruch auf Verhandlungen über die Höhe der dem Grunde nach
geschuldeten Zusatzvergütung; eine Beschlussfassung widerspricht nicht ordnungsmäßiger Verwaltung.

Bestandsverträge - Mehrbelastungsklausel im Verwaltervertrag
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Nachträgliche Vereinbarung von Zusatzvergütungen

Her mit der Kohle II

Verwalter V stellt bei einer betriebswirtschaftlichen Rentabilitätskontrolle fest, dass
die von der GdWE Geizgasse gezahlte Vergütung mit Blick auf die in letzter Zeit ge-
stiegenen Anforderungen an die Verwaltung nicht mehr auskömmlich ist.

Auf Antrag des V beschließt die Eigentümerversammlung, ihm diverse Zusatzver-
gütungen zuzubilligen.

Eigentümer Sparsam erhebt Anfechtungsklage.

Der Verwaltervertrag enthält keine Mehrbelastungsklausel.
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Sicherung der Zusatzvergütung

Bestandsverträge – Beschluss über die Gewährung einer Zusatzvergütung

AG Köln, Urt. v. 17.1.2023 – 215 C 58/22, ZMR 2023, 747

● Eine nachträgliche Erhöhung der Verwaltervergütung im laufenden Vertragsverhältnis widerspricht 
grundsätzlich ordnungsmäßiger Verwaltung, da die GdWE neue Verbindlichkeiten begründet, ohne 
dass dies für sie nützlich wäre.

● Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es Verwaltern ohne weiteres möglich ist, für bekannte, mit einem
besonderen Mehraufwand verbundene Tätigkeiten Zusatzvergütungsregelungen in den Vertrag auf-
nehmen.

● Eine nachträgliche Erhöhung der Verwaltervergütung im laufenden Vertragsverhältnis entspricht nur 
dann ordnungsgemäßer Verwaltung, wenn besondere Gründe vorliegen.

LG München I, Urt. v. 18.5.2022 - 1 S 124/21 WEG, ZMR 2022, 655

● Vorsicht bei der „vorsorglichen“ Beschlussfassung über eine Zusatzvergütung, die bereits im Vertrag
vereinbart ist. Hier ist fraglich, ob der erneute Beschluss die Vergütungsregelung im Vertrag ersetzen
soll oder ob es sich nur um einen deklaratorischen Beschluss handelt.

.
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